
Kritik an neuem Berufsschulkonzept wächst

In der öffentlichen Diskussion um die
geplanten einschneidenden Veränderun-
gen an einigen Berufsschulenmelden sich
immer weitere Akteure zu Wort. Der
evangelische Stadtkirchenverband und
die katholische Kirche setzen sich für
den Erhalt der Berufsbildenden Schule6
amGoetheplatz ein. Insbesondere von der
Qualität der Berufseinstiegsschule der
BBS6 sind die Kirchenleute überzeugt.
Dort werden Jugendliche ohne Schulab-
schluss und oft mit wenig Deutschkennt-
nissen von einem spezialisierten Team
aus Berufsschullehrern und Sozialpäda-
gogen auf eine Ausbildung vorbereitet.
Die Region plant, dieses Angebot auf

mehrere Berufsschulstandorte zu vertei-
len, wovon man sich eine stärkere Anbin-
dung an die jeweils dort angebotenen

Ausbildungsberufe erhofft. Auch die FDP
in der Region spricht sich für den Erhalt
der Berufseinstiegsschule aus. „Diese Ju-
gendlichen kommen aus sozial schwieri-
gen Verhältnissen. In der Regel haben sie
noch keine Vorstellung, was sie werden
wollen“, sagt ChristianeHinze, schulpoli-
tische Sprecherin der FDP-Regionsfrak-
tion.
Die Region will mit ihrem neuen Be-

rufsschulkonzept auf sinkende Schüler-
zahlen reagieren, sich von maroden Ge-
bäuden trennen und Investitionen für
verwandte Ausbildungsberufe möglichst
an einer Stelle konzentrieren. Die Indus-
trie- und Handelskammer Hannover hat
das Konzept mit Regionsverwaltung,
Handwerkskammer und einem Teil der
Berufsschulleiter ausgearbeitet. Die IHK
hat jetzt betont, dass sie es als den richti-
gen Weg ansieht, die Berufsschulen wei-

ter zu starken Kompetenzzentren für be-
stimmte Fachgebiete zu entwickeln. Da-
durch könne auch künftig eine optimale
technische Ausstattung gewährleistet
werden. Die Region hatte aus diesem
Grund bereits vor rund zehn Jahren die
Angebote der Berufsschule in großem
Maßstab neu geordnet. Seitdem fahren
zum Beispiel Friseure in die Berufsschu-
le Springe, Verkehrskaufleute nach Burg-
dorf.
Die FDPwendet sich nun aber dagegen,

weitereAusbildungsgänge an die drei Be-
rufsschulen im Umland zu verlagern.
„Diese Standorte sollten erhalten, aber
nicht weiter gestärkt werden“, sagt Hin-
ze. Man solle sich das „Kirchturmden-
ken“ abgewöhnen. „Hannover liegt nun
einmal in der Mitte, und der Nahverkehr
ist darauf ausgerichtet.“ Wenn Schüler
aus dem Umland nach Hannover zur Be-

rufsschule fahren müssten, sei das noch
machbar, sagtHinze.Dochwenn sie dann
umsteigen und wieder hinausfahren soll-
ten, zögen sich dieWege in die Länge. Die
FDP-Fraktion zweifelt an der bisherigen
Kostenschätzung der Region für Umzüge
und Umbauten. In Burgdorf seien zum
Beispiel Anbauten notwendig. Die Frak-
tion plädiert deshalb für eine Lösung in
Hannover. „Das Konzept sollte sorgfältig
beraten und nicht schnell durchgeboxt
werden“, sagt Hinze.

Bei einer öffentlichen Anhörung in der
Alice-Salomon-Schule, Kirchröder Straße,
sollen heute ab 14Uhr insgesamt 28 Betei-
ligte aus Branchenvertretungen, Berufs-
schulen, Betrieben, Eltern- und Schüler-
schaft zuWort kommen. Einige Schulleiter
wollen auf ihr Rederecht verzichten, wenn
Betroffenen mehr Zeit eingeräumt wird.

Von BärBel HilBig

FDP plädiert für provisorischen Neubau in Hannover – und spricht sich gegen BBS-Erweiterung im Umland aus

Regionspräsidentenkür ohne Stichwahl?

Die Stimmung bei den Führungskräf-
ten der Regions-CDU war am Dienstag-
abend durchaus gehoben. „Die Chancen,
dass wir gewinnen, waren noch nie so
groß wie dieses Mal“, frohlockte der Vor-
sitzende Hendrik Hoppenstedt, nachdem
die Parteimitglieder den Kandidaten für
das Amt des Regionspräsidenten, Axel
Brockmann, mit dem Wahlergebnis von
97,6 Prozent offiziell gekürt hatten. Ob
künftig der frühere Polizeipräsident die
Region repräsentieren und ihre Verwal-
tung führen wird oder der Amtsinhaber
Hauke Jagau (SPD), das entscheidet sich
möglicherweise schon in Runde eins am
25. Mai – also ohne nachfolgende Stich-
wahl zwischen den beiden besten Bewer-
bern. Die Voraussetzungen sind jeden-
falls deutlich andere als bei früheren
Wahlgängen.
Sowohl 2001 als auch 2006, als am

Ende mit Michael Arndt und mit Jagau
jeweils Sozialdemokraten die Nase vorn
hatte, lief ein erprobtes Politspiel. Grüne
und FDP stellten eigene Kandidaten auf,

die zusammenmit den Vertretern kleine-
rer Parteien im ersten Wahlgang genug
Stimmen abzogen, um die beiden Favori-
ten in eine Stichwahl zu zwingen. Die ist
immer nötig, wenn kein Kandidat mehr
als 50 Prozent der Stimmen hat. Dann
verkauften sie ihren jeweiligen Wunsch-
partnern eine Wahlempfehlung für die
Stichwahl gegen Zugeständnisse wie
etwa Führungspositionen in der Verwal-
tung.
Das Publikum goutierte das Spielchen

nur begrenzt. Die Wahlbeteiligung beim
zweiten Gang war schon 2001 bei Arndts
Sieg gegen Michael Fastabend schlecht
und rutschte dann fünf Jahre später bei
Jagaus Erfolg gegen Max Matthiesen
noch weiter in den Keller. In Hannover
gab damals nicht einmal jeder vierte sei-
ne Stimme ab – in der Geschichte der
Landeshauptstadt stieß keine Wahl auf
weniger Interesse. Im Umland sahen die
Zahlen nur unwesentlich besser aus.
Wenn in gut drei Monaten Wahltag ist,

werden auf den Stimmzetteln außer Ja-
gau und Brockmann aller Voraussicht
nach nur noch die Namen Michael

Fleischmann (Linke), Ralf Kleyer (ehe-
mals Piraten, jetzt Einzelbewerber) und
Anke Tischler (AfD) stehen – Vertreter
also, die entweder wie Tischler politisch
völlig unbeschriebene Blätter sind oder
deren Parteien in der Region zuletzt in
erster Linie durch interne Streitereien
von sich reden gemacht haben. Ihr Stim-
menpotenzial ist sehr überschaubar. Die
FDP musste den krankheitsbedingten
Rückzug ihres Bewerbers Hans-Bern-

hard Behrends hinnehmen. Sie überlegt
noch, ob sie einen Nachfolger benennen
soll.
Die Grünen haben schon verzichtet

und dies mit der Konzentration auf die
am gleichen Tag stattfindende Europa-
wahl begründet. Etwas anderes dürfte
auch eine Rolle gespielt haben, nämlich
Mathematik. Ein grüner Kandidat wäre
für zehn Prozentpunkte gut, was in ers-
ter Linie zulasten des Sozialdemokraten
Jagauginge.DasRisiko, diesen zu schwä-
chen, mochten die Grünen angesichts des
letzten Bundestagswahlergebnisses, als
CDU und SPD nah beieinander lagen,
wohl nicht eingehen.
Bleibt dieUnterstützerfrage. „Wirwer-

den Ende März unsere Mitglieder ent-
scheiden lassen, ob wir eine Wahlemp-
fehlung aussprechen und gegebenenfalls
für wen“, sagt Doris Klawunde, Regions-
vorsitzende der Grünen. Mit der SPD
habe es Gespräche gegeben. Dabei dürfte
es nicht um Smalltalk gegangen sein,
sondern um die Frage, was den Sozialde-
mokraten eine Solidaritätsadresse für
Jagau durch die Grünen wert ist.

Von Bernd Haase

Mangels echter Konkurrenz könnte das Rennen dieses Mal schon im ersten Wahlgang entschieden werden

Einer könnte vielleicht schon ohne Stichwahl
gewinnen: SPD-Amtsinhaber Hauke Jagau (li.)
und CDU-Kandidat Axel Brockmann.
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Haben Sie etwas auf
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machen? Dann rufen
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von 15 bis 16 Uhr
erreichen Sie

Alexander Dahl (dl)
Politikredakteur
Telefon (05 11) 5 18-28 72

„Wasserstadt
wird zweiter
Kronsberg“

Wenn die Stadt die Besiedlung der alten
Conti-Industriebrache in Limmer startet,
dann soll dort mindestens genauso viel
Bürgerbeteiligung und innovatives Pla-
nungsmanagement ermöglichtwerdenwie
im Expo-Stadtteil Kronsberg, der zur
Weltausstellung errichtet wurde. Das for-
dert die SPD-Ratsfraktion und hat dafür
in einem Begleitantrag sieben Kriterien
entwickelt. „Ziel ist, den neuen Stadtteil
als ein vorbildliches Beispiel nachhaltiger
Stadtentwicklung im 21. Jahrhundert ent-
stehen zu lassen“, sagt SPD-Fraktions-
chefin Christine Kastning.
Für die sogenannte Wasserstadt Lim-

mer ist in jahrelanger Vorbereitung ein
Flächennutzungsplan entwickelt worden.
Auf dessen Grundlage sollen nun Bebau-
ungspläne erstellt werden.Wegen der stei-
gendenNachfragenachWohnraumschlägt
die Stadt vor, statt wie bisher geplant rund
700Wohnungen jetzt bis zu 2000Wohnun-
gen und vielleicht ein Gymnasium zu bau-
en. Mit dem Vorschlag beschäftigen sich
jetzt Sanierungskommission, Bezirksrat
und die Ratsgremien. Die SPDwill folgen-
de Kriterien festschreiben:
n Bürgerdialog:Wie schon bei der Besied-
lung des Kronsbergs soll auf Kosten der
Stadt eine Kommunikationsagentur ein-
geschaltet werden, die Bürgerdialoge mit
Anwohnern und künftigen Bewohnern
koordiniert.
n Lebensstile:Die Stadt soll sicherstellen,
dass möglichst viele unterschiedliche Le-
bensstile in den Neubauten realisiert wer-
den können, etwa Familien-, Single- oder
Loftwohnen, Betreutes Wohnen oder
Wohngruppen. Ohnehin sollen 25 Prozent
der Wohnungen besonders preiswert sein.
n Stadtbahn: Das Gebiet soll möglichst
Stadtbahnanschluss haben, die Trasse soll
weiter bis zum Bürgergemeinschaftshaus
Ahlem führen.
n Baufortschritt: Die Infrastruktur wie
Kitas, Nahverkehr oder Spielplätze sollen
parallel zum Baufortschritt fertiggestellt
werden, nicht erst nach Abschluss aller
Arbeiten.
Zudem sind Sonderaspekte wie ein be-

sonderes Energie- und Müllkonzept und
Ideen für altersgerechteQuartiersplanung
gefordert. Die SPD-Fraktion muss sich
für ihre Vorschläge Mehrheiten in den
Gremien suchen..

Von Conrad Von Meding

SPD will großes Baugebiet
innovativ entwickeln

Zwei schwere
Radunfälle in
sechs Stunden

Bei zwei Unfällen in der Südstadt und
in Garbsen sind gestern erneut zwei Rad-
fahrer schwer verletzt worden. Gegen 5.45
Uhr wurde eine 49 Jahre alte Frau von ei-
nemOpel Zafira erfasst, als sie die Geibel-
straße kreuzen wollte. Sie fuhr ordnungs-
gemäß auf dem Radweg der Jordanstraße
in Richtung Sallplatz. Der 61-jährige Au-
tofahrer war auf der Geibelstraße eben-
falls in Richtung Sallplatz unterwegs und
übersah offenbar die Radlerin, weil ein
Skoda auf einer Sperrfläche am linken
Fahrbahnrand parkte. Bei dem Zusam-
menprall wurde die Frau schwer verletzt.
Ein Rettungswagen brachte sie in eine
Klinik.
Gut sechs Stunden später erlitt ein

69-jähriger Mann schwere Beinverletzun-
gen, als er in Garbsen von einemMercedes
angefahren wurde. Der Mann war gegen
11.30 Uhr mit einem Elektrofahrrad auf
dem linken Radweg an der Bremer Straße
(B6) in Richtung Hannover unterwegs.
Eine 61 Jahre alte Autofahrerin wollte zu
diesem Zeitpunkt von einem Grundstück
nach rechts in Richtung Neustadt abbie-
gen. Obwohl sie wegen des fließenden Ver-
kehrs an der Ausfahrt anhalten musste,
übersah sie beim Anfahren offenbar den
Senioren. Durch den Zusammenstoß
stürzte der Radfahrer auf die Straße und
zog sich schwereVerletzungen zu. EinRet-
tungswagen brachte ihn in ein Kranken-
haus.
Die Unfälle waren der siebte und achte

in diesem Jahr, bei denen Fahrradfahrer
bei Zusammenstößen mit anderen Ver-
kehrsteilnehmern schwer verletzt wur-
den.

Von Jörn K ießler

Beide Radler wurden
von Autos angefahren

Schwer verletzt wird der Radfahrer aus
Garbsen abtransportiert. Elsner

Elfjährige bei Unfall
leicht verletzt

Bei einem Verkehrsunfall im Zoovier-
tel ist gestern Nachmittag ein elfjähriges
Mädchen leicht verletzt worden. Nach
Angaben der Polizei wollte sie gegen
15.05 Uhr die Fritz-Behrens-Allee an ei-
ner Fußgängerampel in Höhe der Gneise-
naustraße überqueren. Offenbar um noch
rechtzeitig einen Bus zu erreichen, lief
das Kind auf die Fahrbahn, obwohl die
Ampel Rot anzeigte. Eine 43-jährige
Frau, die mit ihrem BMW Kombi auf der
Fritz-Behrens-Allee in Richtung Innen-
stadt unterwegs war, schaffte es nicht
mehr, ihren Wagen zum Stehen zu brin-
gen. Das Mädchen wurde von dem Auto
erfasst und erlitt leichte Verletzungen im
Gesicht. Ein Rettungswagen brachte die
Elfjährige in ein Krankenhaus. jki

THEMA des Tages

Knöllchen für den Dienst am Kunden

Hannovers Taxifahrer fühlen sich
gegenüber Paketdiensten und
Kurierfahrern ungerecht behan-

delt. „Wenn wir falsch parken, werden
wir häufig aufgeschrieben. Bei den Lo-
gistikern drückt die Stadt ein Auge zu“,
beklagt Peter Größer, Vorsitzender des
Allgemeinen Taxifahrer Vereins, in dem
mehrere Hundert Mitglieder hauptsäch-
lich aus der Landeshauptstadt organi-
siert sind. Hauptärgernis ist das soge-
nannte Parken in zweiter Reihe.
Taxen und Logistiker haben ähnliche

Probleme: Oft finden sie dort keinen
Parkplatz, wo sie einen brauchen. Dann
halten sie auf der Fahrbahn oder in
Sperrzonen – die einen, weil sie Termin-
druck haben oder umfangreiche Liefe-
rungen an den Kunden bringen müssen,
die anderen, um Fahrgäste zusteigen zu
lassen. „Die Situation hat sich seit eini-
gen Jahren verschärft, weil die Stadt
umgebaut wird, um den Autoverkehr zu
behindern“, sagt Größer. Er meint damit
Fahrbahnverengungen, den Wegfall von
Parkplätzen, Vorrang für den Nahver-
kehr an Ampeln und ähnliches.
Weil der Logistikverkehr wächst, bas-

telt die Stadt gerade an einem Konzept,

wie die Fahrzeugströme zu kanalisieren
seien und das Problem der verstopften
Straßen zu beheben sei. Ein Entwurf soll
im Herbst vorliegen. In diesem Zusam-
menhang hatte ein Stadtsprecher zuletzt
gesagt, das Zweite-Reihe-Parken der
Paketdienste werde toleriert, obwohl es
eigentlich verboten ist.
Derlei Milde genössen die Taxifahrer

nicht, berichtet Größer. Er kann zwar
keine genaue Zahlen nennen, berichtet
aber von mehreren Fällen in der Woche,
in denen Mitglieder des Vereins Knöll-
chen bekommen. „Der städtische Ver-
kehrsaußendienst tut sich stärker hervor
als die Polizei“, sagt der Vereinsvorsit-
zende. Dabei müssten die Fahrer häufi-
ger ältere oder kranke Menschen abho-

len und zum Arzt bringen. „Sie sollen
diesen Kunden helfen, aber das können
sie nicht, wenn sie ihr Taxi weit entfernt
abstellen müssen“, sagt Größer. Das
nächste Problem seien fehlende Stell-
plätze vor größeren Ärztehäusern etwa
in der Innenstadt. Auch dort seien die
Fahrer darauf angewiesen, in der Nähe
des Eingangs zu halten.
Strafmandate müssen die Fahrer zah-

len, nicht die Unternehmer. Wenn sie da-
gegen angehen wollen, müssen sie beim
Ordnungsamt nachweisen, dass sie einen
dringendenAuftrag hatten.Manche Fäl-
le landen auch vor dem Amtsgericht.
„Zuletzt ist ein Kollege freigesprochen
worden, der ein gehbehindertes Ehepaar
abgeholt hatte und ihmbeim Einsteigen
half. Als er damit fertig war und losfah-
ren wollte, bekam er ein Knöllchen“, be-
richtet Größer.
Nach Angaben der Taxifahrer ist das

Problem schon seit Längerem Thema in
Gesprächen zwischen der Stadt und dem
Verband. „Getan hat sich bisher nichts“,
klagt Größer und schiebt eine zweite Be-
schwerde hinterher: Die ausgewiesenen
und ausgeschilderten Taxenparkplätze
würden häufig von anderen Verkehrs-
teilnehmern zugeparkt. Auch dies werde
von den Kontrolleuren nicht geahndet.

Von Bernd Haase

Taxifahrer werfen der Stadt vor, bei Verkehrsverstößen mit zweierlei Maß zu messen.

Muss oft sein, zieht für Taxifahrer aber manches Mal Ärger nach sich: das Parken in der zweiten Reihe. Küstner

„Taxen dürfen, wenn die Verkehrslage
es zulässt, neben anderen Fahrzeugen,
die auf dem Seitenstreifen oder am
rechten Fahrbahnrand halten oder par-
ken, Fahrgäste ein- und aussteigen las-
sen“, heißt es in Paragraf 12, Absatz 4
der Straßenverkehrsordnung. Nach An-
gaben eines Stadtsprechers hat diese
Regel zur Folge, dass Taxen in der Re-
gel keine Strafmandate für den Stopp
in zweiter Reihe kassieren. In bestimm-
ten Fällen allerdings müssten die Kon-
trolleure handeln – etwa dann, wenn
die Fahrer ihren Wagen für längere

Zeit verlassen oder gröbere Verstöße
gegen die Straßenverkehrsordnung
vorliegen.

Für Paketdienstleister oder Kurier-
fahrer gilt der erwähnte Paragraf nicht;
sie müssten theoretisch behandelt wer-
den wie andere Autofahrer auch. Die
frühere Aussage, Verstöße wie etwa
Zweite-Reihe-Parken würden generell
toleriert, relativierte der Sprecher ges-
tern: „Wir prüfen im Einzelfall, ob bei-
spielsweise eine Ladetätigkeit festzu-
stellen oder ob in der Nähe freier Park-
raum vorhanden ist.“ se

Taxen genießen SonderrechtA n z e i g e
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